
Bei Beachtung einer weitgehenden Einheitlichkeit berücksichtigt die Zusam­
mensetzung der örtlichen Räte auch die jeweiligen örtlichen Bedingungen und die # 
sich daraus ergebenden Erfordernisse für die staatliche Leitung. Entsprechend 
dem genannten Beschluß des Ministerrates sind die örtlichen Räte im Rahmen 
des Stellenplanes berechtigt, in begründeten Fällen eine von den Festlegungen 
abweichende Zusammensetzung des Rates wie auch der Anzahl seiner Mitglieder 
zu beschließen, Mitglieder des Rates zu Stellvertretern des Vorsitzenden des Rates 
zu berufen sowie bestimmte Aufgaben bzw. Bereiche anderweitig zuzuordnen. 
Diesbezügliche Entscheidungen der Räte der Bezirke bedürfen der vorherigen Zu­
stimmung des Vorsitzenden des Ministerrates. Die Entscheidungen der Räte der 
Stadt- und Landkreise müssen vom Rat des Bezirkes bestätigt werden. Über Be­
schlüsse der Räte der Stadtkreise (mit Stadtbezirken), die eine abweichende Zu­
sammensetzung der Räte der Stadtbezirke festlegen, ist der Vorsitzende des Rates 
des Bezirkes zu informieren. Die Entscheidungen der Räte der kreisangehörigen 
Städte mit über 20 000 Einwohnern bedürfen der Bestätigung des Rates des Krei­
ses. Die Räte der kreisangehörigen Städte mit einer Bevölkerungszahl unter 
20 000 Einwohnern sowie die Räte der Gemeinden erarbeiten — ausgehend von 
defi zu lösenden Aufgaben, der Einwohnerzahl, den konkreten örtlichen Bedingun­
gen sowie unter Beachtung der Zusammensetzung der Räte der kreisangehörigen 
Städte mit mehr als 20 000 Einwohnern — den Vorschlag für die Zusammenset­
zung des jeweiligen Rates, der vom zuständigen Rat des Kreises zu bestätigen ist.

Die Mitglieder der örtlichen Räte sind in der Regel hauptamtlich tätig. Ab­
hängig von den konkreten örtlichen Verhältnissen, vor allem von den zu lösenden 
ökonomischen, sozialen und kulturellen Aufgaben, können jedoch Mitglieder der 
örtlichen Räte, namentlich der kleineren kreisangehörigen Städte sowie der Ge­
meinden, auch ehrenamtlich tätig sein.

In Anwendung des Prinzips des demokratischen Zentralismus sind die örtlichen 
Räte sowohl der zuständigen Volksvertretung als auch dem jeweils übergeordne­
ten Rat verantwortlich und rechenschaftspflichtig und damit doppelt unterstellt. 
Darin kommt einerseits die Verantwortung und Verantwortlichkeit der örtlichen 
Räte als vollziehend-verfügende Organe für die Vorbereitung, Durchführung und 
Kontrolle der Erfüllung der Beschlüsse der jeweiligen Volksvertretung zum Aus­
druck. Die Verantwortlichkeit und die Rechenschaftspflicht der örtlichen Räte 
gegenüber dem übergeordneten Rat andererseits dienen dazu, die einheitliche 
sozialistische Staatspolitik von oben bis unten zu verwirklichen und die gesamt­
staatlichen Aufgaben unter Ausnutzung aller örtlichen Ressourcen und Möglich­
keiten zu lösen.

Die Verantwortlichkeit und die Rechenschaftspflicht erstrecken sich auf alle 
Bereiche und Seiten der Tätigkeit des Rates. Der Rat hat die Pflicht, vor der 
Volksvertretung oder dem übergeordneten Rat auf dessen Verlangen Rechenschaft 
zu legen. Er ist auch aus eigener Initiative verpflichtet, die Volksvertretung und 
die Abgeordneten über den Stand der Durchführung der Beschlüsse und dabei 
auftretende Probleme zu informieren.

Die Beziehungen des Rates zu den nachgeordneten Räten
Im Interesse der einheitlichen Verwirklichung der sozialistischen Staatspolitik 
und einer ständig wachsenden Eigenverantwortung der örtlichen Räte auf den
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